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Altmarkkreis Salzwedel

Amtliche Hinweisbekanntmachung 

Der Altmarkkreis Salzwedel hat eine Allgemeinverfügung  über die Angliederung jagd-
bezirksfreier Flächen der Gemarkung Dähre am 24.04.2024 erlassen. Diese wurde am 
29.04.2024 durch die Bereitstellung unter www.altmarkkreis-salzwedel.de in der Rubrik 
Landkreis/Bekanntmachungen gemäß der Hauptsatzung des Altmarkkreises Salzwedel öf-
fentlich bekannt gemacht. Sie ist dort weiterhin einsehbar.

Salzwedel, den 29.04.2024

gez. Kanitz
Landrat	

Altmarkkreis Salzwedel
Der Kreiswahlleiter

Amtliche Hinweisbekanntmachung

Gemäß der Hauptsatzung des Altmarkkreises Salzwedel erfolgte am 17.04.2024 durch die 
Bereitstellung unter www.altmarkkreis-salzwedel.de in der Rubrik Landkreis/Bekanntma-
chungen die Öffentliche Bekanntmachung gemäß § 47 Abs. 5 KWG LSA i.V.m. § 75 Abs. 
1 KWO LSA zum Übergang eines Sitzes im Kreistag des Altmarkkreises Salzwedel auf 
den nächst festgestellten Bewerber für die Wahlperiode 2019 bis 2024. Der durch Man-
datsverzicht freigewordene Sitz des gewählten Kreistagsmitgliedes, Frau Gabriele Gruner 
ist auf Herrn Rolf Hamann, 29410 Hansestadt Salzwedel übergegangen. Die öffentliche Be-
kanntmachung ist dort weiterhin einsehbar.

Salzwedel, den 16.04.2024

gez. Baumann
Kreiswahlleiter

Altmarkkreis Salzwedel

Öffentliche Bekanntmachung des Altmarkkreises Salzwedel
der Satzung des Unterhaltungsverbandes Milde/Biese vom 22.04.2024

I.  Satzung des Unterhaltungsverbandes „Milde/Biese“

Präambel

Auf der Grundlage des § 6 in Verbindung mit § 58 des Gesetzes über die Wasser- und Boden-
verbände (Wasserverbandsgesetz – WVG) in der zurzeit gültigen Fassung hat der Unterhal-
tungsverband „Milde/Biese“ auf seiner Verbandsversammlung am 22.04.2024 die folgende 
Neufassung der Satzung des Unterhaltungsverbandes „Milde/Biese“ beschlossen.

§ 1
Name, Sitz, Verbandsgebiet

(1)	� Der Verband führt den Namen Unterhaltungsverband „Milde/Biese“. Er hat seinen Sitz 
in 39624 Kalbe/Milde OT Engersen.

(2)	� Er ist ein auf der Grundlage des § 5 Abs. 2 Vorschaltgesetz zum Wassergesetz des Lan-
des Sachsen-Anhalt gegründeter Unterhaltungsverband. Er ist ein Wasser- und Boden-
verband im Sinne des Wasserverbandsgesetzes. Der Verband dient dem öffentlichen 
Interesse und dem Nutzen seiner Mitglieder. Er verwaltet sich im Rahmen der Gesetze 
selbst.

(3)	� Das Verbandsgebiet ist das Niederschlagsgebiet der Milde/Biese bis zur Einmündung 
der Uchte entsprechend der Anlage des Wassergesetz für das Landes Sachsen-Anhalt 
(WG LSA).

§ 2
Aufgaben

(1)	� Die Pflichtaufgaben des Verbandes ergeben sich aus dem Wassergesetz für das Land 
Sachsen-Anhalt (WG LSA) in der jeweils geltenden Fassung.

(2)	 Der Verband kann folgende Aufgaben übernehmen:

	 1. Unterhaltung von weiteren Anlagen in und an Gewässern zweiter Ordnung. 
	 2. Ausbau einschließlich naturnahen Rückbaus von Gewässern zweiter Ordnung.
	 3. �Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Flächen, Anlagen und Gewässern zweiter 

Ordnung zum Schutz des Naturhaushaltes, des Bodens und für die Landschaftspflege, 
soweit nicht schon auf Grund des WG LSA als Pflichtaufgabe erfasst.

§ 3
Mitglieder

(1)	� Mitglieder sind in dem in § 1 Abs. 3 bezeichneten Niederschlagsgebiet die Gemeinden, 
die nicht einer Verbandsgemeinde angehören und die Verbandsgemeinden.

(2)	 Es ist ein Mitgliederverzeichnis zu führen, dass der Verband auf dem Laufenden hält.

§ 4
Unternehmen, Plan

(1)	� Zur Durchführung der Gewässerunterhaltung hat der Verband die notwendigen Arbeiten 
an den Gewässern zweiter Ordnung und Anlagen in und an Gewässern zweiter Ordnung 
vorzunehmen.

(2)	� Zur Durchführung der Anlagenunterhaltung kann der Verband die notwendigen Arbei-
ten an weiteren Anlagen vornehmen. Hierzu ist ein Verzeichnis der Anlagen zu erstellen.

(3)	� Zur Durchführung des Ausbaues einschließlich naturnahem Rückbau kann der Verband 
die notwendigen Arbeiten zur Herstellung, wesentlichen – insbesondere naturnahen – 
Umgestaltung und Beseitigung der Gewässer zweiter Ordnung vornehmen. Das Unter-
nehmen ergibt sich im Bedarfsfall aus Beschreibungen und Beschlüssen der Verband-
sorgane, die in einem Verzeichnis „Ausbau“ enthalten sind.

(4)	� Zur Durchführung der Aufgabe nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 der Satzung kann der Verband die 
notwendigen Arbeiten zur Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Flächen und Anlagen 
zum Schutz des Naturhaushaltes, des Bodens und für die Landschaftspflege vornehmen. 
Das Unternehmen ergibt sich im Bedarfsfall aus Beschreibungen und Beschlüssen der 
Verbandsorgane, die in einem Verzeichnis „Landschaftspflege“ enthalten sind.

(5)	� Das jeweilige Unternehmen ergibt sich aus dem Plan und den ihn ergänzenden Plänen. 
Pläne können aus einem Erläuterungsbericht, Karten und Zeichnungen bestehen. Je-
weils eine Ausfertigung wird bei der Aufsichtsbehörde und beim Verband aufbewahrt.

Altmarkkreis
Salzwedel

Karl-Marx-Str. 32
29410 Salzwedel
Fon 0 39 01/840-1030/-1031
Fax 0 39 01/840-1829
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§ 5
Verbandsschau

(1)	� Die Gewässer zweiter Ordnung und Anlagen sind mindestens einmal im Jahr zu schau-
en. Bei der Schau ist der Zustand der Gewässer zweiter Ordnung und Anlagen fest-
zustellen, insbesondere ob sie ordnungsgemäß unterhalten und nicht unbefugt benutzt 
werden.

(2)	� Die Verbandsversammlung kann das Verbandsgebiet in Schaubezirke einteilen. Sie be-
ruft für jeden Schaubezirk drei Schaubeauftragte, davon sollte mindestens Einer prak-
tizierender Landwirt sein. Schauführer ist der Geschäftsführer oder eine von ihm be-
stimmte Person.

(3)	� Der Verband macht Zeit und Ort der Schau rechtzeitig nach § 33 bekannt und lädt die 
Schaubeauftragten, die Aufsichtsbehörde und sonstige Beteiligte nach § 67 (3) WG 
LSA rechtzeitig zur Verbandsschau ein. Die Verbandsversammlung ist berechtigt an der 
Schau teilzunehmen.

§ 6
Aufzeichnung, Abstellung von Mängeln

Der Schauführer zeichnet den Verlauf und das Ergebnis der Schau schriftlich auf und gibt den 
Schaubeauftragten Gelegenheit zur Äußerung. Das Protokoll ist der Unterhaltungsplanung 
zu Grunde zu legen.

§ 7
Organe

(1)	 Der Verband hat eine Verbandsversammlung und einen Vorstand.
(2)	� Die Verbandsversammlung besteht aus den ordentlichen Mitgliedern und den Berufe-

nen.

§ 8
Aufgaben der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung hat folgende Aufgaben:
(1)	� Die ordentlichen Mitglieder der Verbandsversammlung haben die Eigentümer und Nut-

zer der zum Verbandsgebiet gehörenden Grundstücke und deren persönlichen Stellver-
treter in die Verbandversammlung zu berufen (Berufene).

(2)	� Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie ihrer Stellvertreter und des Vor-
standsvorsitzenden (Verbandsvorsteher).

(3)	� Beschlussfassung über Änderung der Satzung des Unternehmens, des Planes und der 
Aufgaben sowie über die Grundsätze der Geschäftspolitik.

(4)	 Beschlussfassung über die Umgestaltung des Verbandes.
(5)	 Berufung der Schaubeauftragten.
(6)	 Festsetzung des Haushaltsplanes sowie von Nachtragshaushaltsplänen.
(7)	 Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushaltsplanes.
(8)	 Entlastung des Vorstandes und der Geschäftsführung.
(9)	� Festsetzung von Grundsätzen für die Dienst- und Anstellungsverhältnisse und von 

Entschädigungen für Vorstandsmitglieder, Mitglieder der Verbandsversammlung und 
Schaubeauftragte.

(10)	� Beschlussfassung über Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem Ver-
band.

(11)	 Beratung des Vorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten.

§ 9 
Berufene, Berufungsverfahren

(1)	� Es werden in die Verbandsversammlung Eigentümer und Nutzer der zum Verbands-
gebiet gehörenden Grundstücke berufen. Die Zahl der Berufenen ergibt sich aus der 
geprüften Vorschlagsliste. Die Vorschlagsliste wird durch den Vorstand geprüft.

	� Ein Berufener kann nicht gleichzeitig ein Vertreter eines ordentlichen Verbandsmitglie-
des sein.

(2)	� Die Berufung erfolgt durch Beschluss der Vertreter der Verbandsmitglieder nach Vor-
schlag. Vor dem Beschluss sind Vorschläge für die zu Berufenden von den Interessen-
verbänden der Eigentümer und Nutzer einzuholen. Für jeden vorgeschlagenen Berufe-
nen ist ein persönlicher Stellvertreter zu benennen. Dazu werden die in der Anlage zur 
Satzung genannten Interessenverbände der Eigentümer und Nutzer angeschrieben. Die 
Anlage ist Bestandteil der Satzung. Die angeschriebenen Interessenverbände der Eigen-
tümer und Nutzer haben für die Dauer eines Monats die Gelegenheit, einen Berufenen 
dem Verband vorzuschlagen. Jeder Berufene hat eine Stimme und kann nur für einen 
Interessensverband berufen werden. Für den Fall, dass keine Vorschläge eingehen, ist 
jedes Verbandsmitglied berechtigt, ergänzende Vorschläge für die zu Berufenden abzu-
geben. Aus den sich sodann ergebenden Vorschlägen für die zu Berufenden wird eine 
gemeinsame Vorschlagsliste erstellt. 

(3)	 Das Ergebnis der Berufung ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.
(4)	� Wenn ein Berufener vor dem Ablauf der Amtszeit ausscheidet, kann für den Rest der 

Amtszeit Ersatz berufen werden.
(5)	� Die Verbandsversammlung kann einen Berufenen aus wichtigen Gründen mit zwei Drit-

tel Mehrheit der anwesenden Stimmen abberufen. Die Abberufung und ihr Grund sind 
der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Diese kann der Abberufung innerhalb eines Monats 
nach Eingang der Anzeige unter Angabe der Gründe widersprechen, wenn der vorge-
tragene wichtige Grund nicht gegeben ist. Widerspricht die Aufsichtsbehörde, so ist die 
Abberufung unwirksam.

§ 10
Sitzungen der Verbandsversammlung

(1)	� Der Verbandsvorsteher beruft die Verbandsversammlung nach Bedarf, mindestens ein-
mal im Jahr ein. Die Sitzungen der Verbandsversammlung sind nicht öffentlich.

(2)	� Der Vorsteher lädt die Mitglieder der Verbandsversammlung mit mindestens einwöchi-
ger Frist zu den Sitzungen ein und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden Fällen 
bedarf es keiner Frist; in der Ladung ist darauf hinzuweisen.

(3)	� Beschlüsse können auch im schriftlichen Verfahren gefasst werden, wenn kein Mitglied 
diesem Verfahren widerspricht.

(4)	� Der Verbandsvorsteher leitet die Sitzungen der Verbandsversammlung. Wenn er selbst 
Mitglied ist, hat er Stimmrecht.

(5)	� Auf Verlangen eines Mitgliedes der Verbandsversammlung erhält er die Ladung digital 
auf elektronischem Wege. Über die digitale Ladung ist ein Nachweis zu führen, der vom 
elektronisch zu Ladenden zu unterschreiben ist.

§ 11
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung der Verbandsversammlung

(1)	� Die Verbandsversammlung bildet ihren Willen mit der Mehrheit der Stimmen der an-
wesenden ordentlichen Verbandsmitglieder und der Berufenen. Der Beschluss über eine 
Änderung der Aufgaben des Verbandes bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
anwesenden Stimmen. Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung.

(2)	 Das Stimmverhältnis der ordentlichen Mitglieder ist dem Beitragsverhältnis gleich. 
(3)	� Der Stimmenanteil der Berufenen beträgt zusammen genommen 45 v.H. der gesamten 

satzungsgemäßen Stimmen der ordentlichen und berufenen Mitglieder der Verbands-
versammlung. Der Stimmenanteil eines Berufenen ergibt sich aus der Division der 
Gesamtstimmen der Berufenen geteilt durch die Anzahl der Berufenen. Ist vor einer 
Abstimmung in einer Verbandsversammlung das rechnerische Gesamtstimmengewicht 
der anwesenden Berufenen gleich dem Gesamtstimmengewicht der anwesenden Ver-
bandsmitglieder oder höher, so wird das Gesamtstimmengewicht der satzungsgemäßen 
Gesamtzahl aller Berufenen auf das Verhältnis des Gesamtstimmengewichtes der an-
wesenden Verbandsmitglieder zum Gesamtstimmengewicht der satzungsgemäßen Ge-
samtzahl aller Verbandsmitglieder reduziert. Die Berufenen haben untereinander den 
gleichen Stimmenanteil.

(4)	� Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Ladung 
mind. 50 % der ordentlichen Mitglieder anwesend sind und mehr als die Hälfte der 
Stimmen auf sich vereint.

(5)	� Ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen und die vertretene Verbandsfläche ist sie 
beschlussfähig, wenn sie zum zweiten Mal wegen desselben Gegenstandes rechtzeitig 
geladen und hierbei mitgeteilt worden ist, dass ohne Rücksicht auf die Anzahl der Er-
schienenen beschlossen werden wird.

(6)	� Die Beschlüsse sind in einer Niederschrift festzuhalten, die vom Verbandsvorsteher und 
einem Verbandsmitglied zu unterschreiben ist.

§ 12
Amtszeit

(1)	� Die Amtszeit der Verbandsversammlung entspricht der Amtszeit der Vertretung der 
Kommune entsprechend dem Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-An-
halt.

(2)	� Die ausscheidenden entsendeten Vertreter der Mitglieder und Berufenen bleiben bis zur 
Konstituierung der neuen Verbandsversammlung im Amt.

§ 13
Zusammensetzung des Vorstandes

(1)	� Der Vorstand besteht aus 5 ehrenamtlich tätigen Personen. Der Vorstandsvorsitzende ist 
Verbandsvorsteher. Der Vorstand wählt aus seiner Mitte den stellvertretenden Verbands-
vorsteher.

(2)	 Für jedes Vorstandsmitglied wird ein persönlicher Vertreter gewählt.

§ 14
Wahl des Vorstandes

(1)	� Die Verbandsversammlung wählt die Mitglieder des Vorstandes und deren Stellvertreter 
sowie den Verbandsvorsteher.

(2)	� Die Verbandsversammlung wählt einen Wahlausschuss bestehend aus drei Personen, die 
den Wahlleiter aus ihrer Mitte bestimmen.

(3)	� Gewählt wird mit Stimmzettel. Gewählt ist wer die meisten der abgegebenen Stimmen 
erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das vom Leiter der Wahl zu ziehende Los.

(4)	 Das Ergebnis der Wahl ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen.
(5)	� Die Verbandsversammlung kann ein Vorstandsmitglied aus wichtigen Gründen mit zwei 

Drittel Mehrheit abberufen. Die Abberufung und ihr Grund sind der Aufsichtsbehörde 
anzuzeigen. Diese kann der Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang der An-
zeige unter Angabe der Gründe widersprechen, wenn der vorgetragene wichtige Grund 
nicht angegeben ist. Widerspricht die Aufsichtsbehörde, so ist die Abberufung unwirk-
sam.

§ 15
Amtszeit des Vorstandes

(1)	 Die Amtszeit beträgt 7 Jahre.
(2)	� Wenn ein Vorstandsmitglied vor dem Ablauf der Amtszeit ausscheidet, kann für den 

Rest der Amtszeit nach § 14 Ersatz gewählt werden.
(3)	� Die ausscheidenden Mitglieder bleiben bis zur Wahl der neuen Vorstandsmitglieder im 

Amt.

§ 16
Geschäfte des Vorstandes

(1)	� Der Vorstand leitet den Verband in Übereinstimmung mit den von der Verbandsver-
sammlung beschlossenen Grundsätzen.
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(2)	� Die Vorstandsmitglieder haben bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die erforderliche Sorg-
falt anzuwenden. Sie sind dem Verband insbesondere dafür verantwortlich, dass die 
Bestimmungen der Satzung eingehalten und die Beschlüsse der Verbandsversammlung 
ausgeführt werden. Ein Vorstandsmitglied, das seine Obliegenheiten vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzt, ist dem Verband zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens 
verpflichtet. Der Schadenersatzanspruch verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, 
in welchem der Verband von dem Schaden und der Person des Ersatzpflichtigen Kennt-
nis erlangt.

§ 17
Aufgaben des Vorstandes

Dem Vorstand obliegen alle Geschäfte, zu denen nicht durch Gesetz oder Satzung die Ver-
bandsversammlung berufen ist. Er beschließt insbesondere über:
	 -	 die Aufstellung des Haushaltsplanes und seiner Nachträge
	 -	 die Aufstellung der Jahresrechnung 
	 -	 die Aufnahme von Darlehen und Kassenkrediten
	 -	 die Einstellung und Entlassung von Dienstkräften
	 -	 die Entscheidungen im Rechtsmittelverfahren
	 -	Abschluss von Verträgen.

§ 18
Sitzungen des Vorstandes

(1)	� Der Verbandsvorsteher lädt die Vorstandsmitglieder mit mindestens einwöchiger Frist 
zu den Sitzungen ein und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden Fällen bedarf es 
keiner Frist. In der Ladung ist darauf hinzuweisen.

(2)	� Auf Verlangen eines Vorstandsmitgliedes erhält er die Ladung digital auf elektroni-
schem Wege. Über die digitale Ladung ist ein Nachweis zu führen, der vom elektronisch 
zu Ladenden zu unterschreiben ist.

(3)	� Wer am Erscheinen verhindert ist, teilt dies unverzüglich seinem Stellvertreter und in 
der Geschäftsstelle mit. Im Jahr ist mindestens eine Sitzung zu halten.

§ 19
Beschließen im Vorstand

(1)	� Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stimmen seiner anwesenden 
Mitglieder. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit ergibt die Stimme 
des Verbandsvorstehers den Ausschlag.

(2)	� Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwe-
send und alle rechtzeitig geladen sind.

(3)	� Ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen ist er beschlussfähig, wenn er zum 
zweiten Mal wegen desselben Gegenstandes rechtzeitig geladen und hierbei mitgeteilt 
worden ist, dass ohne Rücksicht auf die Anzahl der Erschienenen beschlossen werden 
wird. Ohne Rücksicht auf Form und Frist der Ladung ist er beschlussfähig, wenn alle 
Vorstandsmitglieder zustimmen.

(4)	� Auf schriftlichem Wege erzielte Beschlüsse sind gültig, wenn sie einstimmig von allen 
Vorstandsmitgliedern gefasst sind.

(5)	� Die Beschlüsse sind in der Niederschrift festzuhalten. Jede Eintragung ist vom Vorsit-
zenden und einem weiteren Mitglied zu unterschreiben.

§ 20
Geschäftsführer/Beschäftigte

(1)	� Der Verband hat einen Geschäftsführer. Das Tätigkeitsgebiet des Geschäftsführers er-
gibt sich aus einer Dienstanweisung, die der Vorstand erlässt. 

(2)	� Der Geschäftsführer nimmt mit beratender Stimme an den Sitzungen des Vorstandes 
und der Verbandsversammlung teil.

(3)	� Dienstvorgesetzter des Geschäftsführers ist der Verbandsvorsteher. Oberste Dienstbe-
hörde des Geschäftsführers und aller Beschäftigten ist der Verbandsvorstand.

§ 21
Gesetzliche Vertretung des Verbandes

(1)	� Der Verbandsvorsteher vertritt den Verband gerichtlich und außergerichtlich. Für den 
Bereich der laufenden Verwaltung vertritt der Geschäftsführer den Verband. Die Auf-
sichtsbehörde erteilt den vertretungsbefugten Personen eine Bestätigung über die jewei-
lige Vertretungsbefugnis.

(2)	� Erklärungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. 
Sie sind nach Maßgabe der für den jeweiligen Fall geltenden Regelungen von dem oder 
den Vertretungsberechtigten zu unterzeichnen. Ist eine Erklärung gegenüber dem Vor-
stand abzugeben, genügt es, wenn diese einem Vorstandsmitglied gegenüber abgegeben 
wird. Die Erklärung ist vom Vorsteher und dem Geschäftsführer zu unterschreiben.

§ 22
Aufwandsentschädigungen, Sitzungsgeld, Reisekosten

(1)	 Die Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig.
(2)	� Der Verbandsvorsteher erhält eine monatliche Aufwandsentschädigung. Übt der Ver-

bandsvorsteher die ehrenamtliche Tätigkeit länger als 2 Monate ununterbrochen nicht 
aus, entfällt der Anspruch auf die Zahlung der monatlichen Aufwandsentschädigung für 
die über die 2 Monate hinausgehende Zeit. Im Falle der Verhinderung des Verbandsvor-
stehers für einen zusammenhängenden Zeitraum von mehr als zwei Wochen erhält der 
Stellvertreter für die über die zwei Wochen hinausgehende Zeit eine Aufwandsentschä-
digung bis zur Höhe von derjenigen des Vertretenen.

(3)	� Die Vorstandsmitglieder und Mitglieder der Verbandsversammlung erhalten bei Wahr-
nehmung ihres Amtes Sitzungsgeld und Reisekosten auf Nachweis. 

(4)	� Die Schaubeauftragten erhalten bei Wahrnehmung ihres Amtes eine Aufwandsentschä-
digung und Reisekosten für Anreise und Teilnahme an der Gewässerschau.

§ 23
Haushaltsplan

(1)	� Der Vorstand stellt für jedes Haushaltsjahr den Haushaltsplan und nach Bedarf Nach-
träge dazu so rechtzeitig auf, dass die Verbandsversammlung den Haushaltsplan und 
ggf. die Nachträge vor Beginn des Rechnungsjahres festsetzen kann. Für die Aufgabe 
der Gewässerunterhaltung zweiter Ordnung legt der Vorstand den Mitgliedern für diese 
Aufgabe rechtzeitig vor Beginn des Haushaltsjahres eine nach Kostenarten gegliederte 
Beitragskalkulation vor, wobei Kosten nur beitragsfähig sind, soweit sie ausschließlich 
der Gewässerunterhaltung dienen.

(2)	� Der Haushaltsplan enthält alle Einnahmen und Ausgaben des Verbandes im kommenden 
Rechnungsjahr. Er ist die Grundlage für die Verwaltung aller Einnahmen und Ausgaben.

(3)	 Das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr.
(4)	� Sämtliche Einnahmen des Verbandes dürfen, soweit sie keine andere Zweckbestimmung 

haben, nur verwendet werden, um die Ausgaben zu bestreiten und die Verbindlichkeiten 
abzudecken.

(5)	 Der Verband bildet folgende Rücklagen:
	 1.	� Die allgemeine Rücklage, sie dient dem Haushaltsausgleich und zur Aufrechterhal-

tung einer ordnungsgemäßen Kassenwirtschaft ohne Inanspruchnahme von Krediter-
mächtigungen.

	 2.	� die Erneuerungsrücklage, sie dient dem Ausgleich von Abschreibungen und Investi-
tionen.

§ 24
Nichtplanmäßige Ausgaben

(1)	� Der Vorstand bewirkt Ausgaben, die im Haushaltsplan nicht oder noch nicht festgesetzt 
sind, wenn der Verband dazu verpflichtet ist und ein Aufschub erheblichen Nachteil 
bringen würde. Entsprechendes gilt für Anordnungen, durch die Verbindlichkeiten des 
Verbandes entstehen können, ohne dass ausreichende Mittel im Haushaltsplan vorgese-
hen sind.

(2)	� Der Vorstand unternimmt unverzüglich die Aufstellung eines Nachtragshaushaltes und 
dessen Festsetzung durch die Verbandsversammlung.

§ 25
Rechnungslegung und Prüfung

(1)	� Es ist für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres eine Jahresrechnung, einschließlich 
einer Einschätzung der Geschäftsführung zur gegenwärtigen Situation und zur zukünf-
tigen Entwicklung des Verbandes aufzustellen.

(2)	� Die Jahresrechnung wird von einer unabhängigen Prüfstelle geprüft, die aus dem ört-
lich zuständigen Rechnungsprüfungsamt oder einem Wirtschaftsprüfer oder einer Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft besteht.

§ 26
Entlastung des Vorstandes

Die Verbandsversammlung beschließt nach erfolgter Prüfung und Vorlage des Prüfberichtes 
zur Jahresrechnung durch eine unabhängige Prüfstelle die Entlastung des Vorstandes und der 
Geschäftsführung.

§ 27
Beiträge und Mehrkosten

(1)	� Die Mitglieder haben dem Verband die Beiträge zu leisten, die zur Erfüllung seiner Auf-
gaben und Verbindlichkeiten und zu einer ordentlichen Haushaltsführung erforderlich 
sind.

(2)	 Der Verband erhebt Mehrkosten für die Erschwerung der Unterhaltung vom Verursacher

§ 28
Beitragsverhältnis

(1)	� Für die Aufgabe der Unterhaltung von Gewässern zweiter Ordnung, gemäß § 2 Abs. 1 
Verbandssatzung sowie für die Kostenerstattung, die vom Verband nach Maßgabe des 
§ 56a Abs. 1 und 2 WG LSA an das Land Sachsen-Anhalt geleistet wird, werden von 
den hierfür im Mitgliederverzeichnis geführten Mitgliedern Erschwernisbeiträge und 
Flächenbeiträge gehoben. Die Beitragslast für die Erschwernisbeiträge verteilt sich auf 
die Mitgliedsgemeinden im Verhältnis der jeweiligen Einwohnerzahlen gem. § 158 des 
Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt zur Gesamteinwohnerzahl 
im Verbandsgebiet. Der Anteil des Erschwernisbeitrages insgesamt entspricht mindes-
tens dem im WG LSA geforderten Mindestbetrag. Im Übrigen verteilt sich die Bei-
tragslast im Verhältnis der Flächeninhalte der zum Verband gehörenden Grundstücke 
(Flächenbeitrag).

(2)	� Für die sonstigen Aufgaben des Verbandes bemisst sich die Beitragslast der vorteilha-
benden Mitglieder und Nutznießer nach dem Vorteil, den sie von der Durchführung 
der Aufgaben des Verbandes haben, sowie nach den Kosten, die der Verband auf sich 
nimmt, um ihnen obliegende Leistungen zu erbringen oder den von ihnen ausgehenden 
Einwirkungen zu begegnen.

(3)	� Auf der Grundlage des Vorteilsprinzips nach Abs. 2 verteilt sich die Beitragslast auf 
die vorteilshabenden Mitglieder entsprechend den tatsächlich entstehenden Kosten bei 
folgenden Aufgaben:

1.	 Für die Unterhaltung von weiteren Anlagen in und an Gewässern zweiter Ordnung.
2.	 Für den Ausbau einschließlich naturnahen Rückbaus von Gewässern zweiter Ordnung.
3.	 �Für die Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Flächen, Anlagen und Gewässern 

zweiter Ordnung zum Schutz des Naturhaushaltes, des Bodens und für die Land-
schaftspflege.
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§ 29
Ermittlung des Beitragsverhältnisses

(1)	� Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle für die Veranlagung erfor-
derlichen Angaben wahrheitsgemäß und rechtzeitig zu machen und den Verband bei 
örtlich notwendigen Feststellungen zu unterstützen. Insbesondere Veränderungen in den 
Veranlagungsgrundlagen sind dem Verband unverzüglich mitzuteilen. Der Verband ist 
verpflichtet, erst vom Zeitpunkt der Kenntnisnahme an die entsprechenden Änderungen 
bei der Beitragsveranlagung für das Folgejahr vorzunehmen. Stichtag für das Folgejahr 
ist der 30.09. des laufenden Jahres.

(2)	� Die in Abs. 1 genannte Verpflichtung besteht nur gegenüber der Geschäftsstelle des 
Unterhaltungsverbandes.

(3)	� Unbeschadet dessen wird der Beitrag eines Mitgliedes nach pflichtgemäßem Ermessen 
durch den Vorstand geschätzt, wenn:

	 a)	 das Mitglied die Bestimmung des Abs. 1 verletzt hat,
	 b)	� es dem Verband ohne eigenes Verschulden nicht möglich ist, den Beitrag des Mitglie-

des zu ermitteln.
(4)	� Für die Erschwerung der Unterhaltung durch versiegelte Flächen werden Erschwernis-

beiträge nach Einwohnerzahlen der Einheitsgemeinden und der Verbandsgemeinden 
erhoben. Der § 158 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt ist 
anzuwenden.

§ 30
Erhebung der Verbandsbeiträge

(1)	� Der Verband erhebt die Verbandsbeiträge auf der Grundlage des für ihn geltenden Bei-
tragsmaßstabes durch Beitragsbescheid. Der Beitragsbescheid wird zu Beginn des Bei-
tragsjahres erstellt.

(2)	� Wer seinen Beitrag nicht rechtzeitig leistet, hat einen Säumniszuschlag zu zahlen. Die 
Höhe richtet sich nach der Abgabenordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung. Für die 
Verjährung sind die Vorschriften der Abgabenordnung anzuwenden.

(3)	� Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn betreffenden Unterlagen 
zu gewähren.

§ 31
Vorausleistungen auf Verbandsbeiträge

Soweit es für die Durchführung des Unternehmens und die Verwaltung des Verbandes erfor-
derlich ist, erhebt der Verband von den Verbandsmitgliedern Vorausleistungen auf die Ver-
bandsbeiträge in Höhe der zuletzt bekannt gemachten Beitragssätze.

§ 32
Rechtsmittel

(1)	� Für die Rechtsmittel gelten die allgemeinen Vorschriften der Verwaltungsgerichtsord-
nung.

(2)	� Gegen die Bescheide kann jeweils innerhalb eines Monats nach dessen Bekanntgabe 
der Widerspruch schriftlich oder zur Niederschrift in der Geschäftsstelle des Verbandes 
eingelegt werden. Über ihn entscheidet der Vorstand.

(3)	� Wird dem Widerspruch nicht abgeholfen, kann gegen die Entscheidung des Vorstandes 
(Widerspruchsbescheid) innerhalb eines Monats nach Zustellung beim zuständigen Ver-
waltungsgericht Klage erhoben werden.

(4)	 Der Widerspruch hat keine aufschiebende Wirkung.

§ 33
Öffentliche Bekanntmachung

(1)	� Satzungsänderungen sind durch den Altmarkkreis Salzwedel entsprechend dessen Re-
gelungen öffentlich bekannt zu machen.

(2)	� Die Bekanntmachungen des Verbandes die nicht entsprechend Abs. 1 veröffentlicht wer-
den, erfolgen in den Gemeinden, auf die sich der Verband erstreckt nach den für die 
Gemeinden geltenden Vorschriften über öffentliche Bekanntmachungen.

(3)	� Für die Bekanntmachung längerer Urkunden genügt die Bekanntmachung des Ortes, an 
dem Einblick in die Unterlagen genommen werden kann.

§ 34
Aufsicht

(1)	 Der Verband steht unter der Rechtsaufsicht des Altmarkkreises Salzwedel.
(2)	� Die Aufsichtsbehörde kann sich auch durch Beauftragte über die Angelegenheiten des 

Verbandes unterrichten. Sie kann mündliche und schriftliche Berichte verlangen, Akten 
und andere Unterlagen anfordern, sowie an Ort und Stelle Prüfungen und Besichtigun-
gen vornehmen.

(3)	� Die Aufsichtsbehörde ist unter Angabe der Tagesordnung zu den Sitzungen der Ver-
bandsorgane einzuladen. Auf Verlangen erhält die Aufsichtsbehörde die Ladung digital 
auf elektronischem Wege. Das Verlangen ist zu protokollieren. Ihrem Vertreter ist auf 
Verlangen das Wort zu erteilen.

(4)	� Die Änderung der Satzung bedarf der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde. Sie ist 
von der Aufsichtsbehörde öffentlich bekannt zu machen und tritt mit dem jeweils in der 
Änderungssatzung genannten Zeitpunkt in Kraft.

§ 35
Von der Aufsichtsbehörde zu genehmigende Geschäfte

(1)	 Der Verband bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehörde:
	 1.	 zur unentgeltlichen Veräußerung von Vermögensgegenständen,
	 2.	 zur Aufnahme von Darlehen mit einer Höhe von mehr als 50.000 €,

	 3.	� zur Übernahme von Bürgschaften, zu Verpflichtungen und Gewährverträgen und zur 
Bestellung von Sicherheiten und

	 4.	� zu Rechtsgeschäften mit einem Vorstandsmitglied oder den entsendeten Vertretern 
der Mitglieder einschließlich der Vereinbarung von Vergütungen soweit sie über den 
Ersatz von Aufwendungen hinausgehen.

(2)	� Die Zustimmung ist auch zu Rechtsgeschäften erforderlich, die einem in Abs. 1 genann-
ten Geschäft wirtschaftlich gleichkommen.

(3)	� Zur Aufnahme von Kassenkrediten genügt eine allgemeine Zustimmung mit Begren-
zung auf einen Höchstbetrag.

(4)	� Die Aufsichtsbehörde kann für bestimmte Geschäfte Ausnahmen von den Absätzen 1 
bis 3 allgemein zulassen.

(5)	� Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der 
Anzeige bei der Aufsichtsbehörde versagt wird. In begründeten Einzelfällen kann die 
Aufsichtsbehörde die Frist durch Zwischenbescheid um einen Monat verlängern.

§ 36
Verschwiegenheitspflicht

Vorstandsmitglieder und deren Stellvertreter, Mitglieder der Verbandsversammlung und Ge-
schäftsführer sind verpflichtet, über alle ihnen bei der Durchführung ihrer Aufgaben bekannt-
werdenden Tatsachen und Rechtsverhältnisse, Verschwiegenheit zu bewahren. Im Übrigen 
bleiben die Vorschriften des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in 
Verbindung mit dem Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes über die Verschwiegenheits-
pflicht unberührt.

§ 37
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung werden verallgemeinernd verwen-
det und beziehen sich auf alle Geschlechter.

§ 38
Inkrafttreten / Außerkrafttreten

Die Verbandssatzung des Unterhaltungsverbandes „Milde/Biese“ tritt am 01. Juni 2024 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung des Unterhaltungsverbandes „Milde/Biese“ in der Fas-
sung der ersten Änderungssatzung vom 01.01.2015 außer Kraft.

Engersen, den 22.04.2024

gez. Detlef Kränzel
amtierender Verbandsvorsteher

Anlage lt. § 9 Abs. 2 Satz 5 der Satzung des Unterhaltungsverbandes Milde/Biese 
Interessenverbände der Flächeneigentümer und Nutzer 

▪ Kreisbauernverband Stendal e.V. 

▪ Kreisbauernverband Salzwedel e.V. 

▪ �Deutscher Bauernbund Sachsen-Anhalt e.V.  
Landesgeschäftsstelle 

▪ Waldbesitzerverband für Sachsen-Anhalt e.V. 

▪ �Landesforstverein Sachsen-Anhalt e.V. 
Geschäftsstelle 

▪ Landesverband Gartenbau Sachsen-Anhalt e.V. 

▪ Landesverband der Landwirte im Nebenberuf Sachsen-Anhalt e.V. 

▪ Familienbetriebe Land und Forst Sachsen-Anhalt e.V. 

▪ Haus & Grund Sachsen-Anhalt e.V. 

▪ Pächterverband Sachsen-Anhalt e.V. 

 
Die vorstehende Satzung des Unterhaltungsverbandes Milde/Biese wurde durch den Alt-
markkreis Salzwedel als Aufsichtsbehörde geprüft und am 29.04.2024 genehmigt.

Salzwedel, den 02.05.2024

gez. Kanitz

II.	 Hinweise zur öffentlichen Bekanntmachung
Gemäß der Hauptsatzung des Altmarkkreises Salzwedel gilt die Satzung mit ihrer Bereit-
stellung am 02.05.2024 unter www.altmarkkreis‐salzwedel.de in der Rubrik Landkreis/Be-
kanntmachungen als öffentlich bekannt gemacht. Sie ist für die Dauer Ihrer Gültigkeit hier 
einsehbar.

Salzwedel, den 02.05.2024

gez. Kanitz
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Altmarkkreis Salzwedel

Amtliche Hinweisbekanntmachung 

Gemäß der Hauptsatzung des Altmarkkreises Salzwedel erfolgte am 03.05.2024 durch die
Bereitstellung unter www.altmarkkreis-salzwedel.de in der Rubrik Landkreis/Bekanntma-
chungen die Öffentliche Bekanntmachung zur Schulentwicklungsplanung Berufsbildende 
Schulen für die Schuljahre 2024/25 bis 2028/29. Die öffentliche Bekanntmachung ist dort 
für die Dauer ihrer Gültigkeit einsehbar.

Salzwedel, den 03.05.2024

gez. Kanitz
Landrat	

Altmarkkreis Salzwedel

Amtliche Hinweisbekanntmachung

Gemäß der Hauptsatzung des Altmarkkreises Salzwedel erfolgte am 02.05.2024 durch die 
Bereitstellung unter www.altmarkkreis-salzwedel.de in der Rubrik Landkreis/Bekanntma-
chungen die Öffentliche Bekanntmachung über den Antrag des Wasserverbandes Klötze 
auf Erteilung einer Leitungs- und Anlagenrechtsbescheinigung für die Trinkwasserver-
sorgungsleitung in der Ortslage Beetzendorf. Die öffentliche Bekanntmachung ist dort für 
die Dauer ihrer Gültigkeit einsehbar. 

Salzwedel, den 02.05.2024

gez. Kanitz 
Landrat 

Stadt Arendsee (Altmark)

B e k a n n t m a c h u n g

der Beschlüsse über den Jahresabschluss 2020 und die Entlastung des Bürgermeisters

Der Stadtrat der Stadt Arendsee (Altmark) hat in seiner Sitzung am 23.04.2024 den 
Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2020 festgestellt und dem Bürgermeister für die Haus-
haltsführung dieses Jahres Entlastung erteilt. 
    
Der Jahresabschluss liegt in der Zeit vom 21.05.2024 bis einschließlich 31.05.2024 im Rat-
haus der Stadt Arendsee (Altmark), Am Markt 3 in 39619 Arendsee (Altmark), Zimmer 16, 
während der Dienstzeiten zur Einsichtnahme öffentlich aus.

Es wird darauf hingewiesen, dass zur Einsichtnahme eine telefonische Terminvereinbarung 
unter der Rufnummer 039384-97617 erforderlich ist. 

Arendsee (Altmark), 25.04.2024                                                    
                                                                                   
gez. Klebe    
Bürgermeister 

Stadt Arendsee (Altmark)

Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024

Auf der Grundlage der §§ 45 und 100 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sach-
sen-Anhalt – Gesetz in der z.Zt. geltenden Fassung – hat die Stadt die folgende, vom Stadtrat 
in der Sitzung am 27.02.2024 beschlossene Haushaltssatzung, für das Haushaltsjahr 2024 
erlassen: 

§   1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024, der die für die Erfüllung der Aufgaben der 
Stadt voraussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehen-
den Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen enthält, wird 

1.	 im Ergebnisplan mit dem 
a) Gesamtbetrag der Erträge auf 13.609.700 EUR
b) Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 13.604.800 EUR

2.	 im Finanzplan mit dem 
a) �Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  

laufender Verwaltungstätigkeit auf
12.454.600 EUR

b) �Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit auf 

12.255.400 EUR

c) �Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
der Investitionstätigkeit auf

1.186.500 EUR

d) �Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
der Investitionstätigkeit auf

1.086.500 EUR

e) �Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
der Finanzierungstätigkeit auf

0 EUR 

f) �Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
der Finanzierungstätigkeit auf

89.200 EUR

	 festgesetzt. 

§   2

Eine Kreditermächtigung wird nicht veranschlagt.

§   3

Ermächtigungen zum Eingehen von Verpflichtungen, die künftige Haushaltsjahre mit Aus-
zahlungen für Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen belasten 
(Verpflichtungsermächtigung), werden in Höhe von 1.168.000 EUR veranschlagt. 

§   4

Der Höchstbetrag der Liquiditätskredite wird auf 1.900.000 EUR festgesetzt.

§   5

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr wie folgt 
festgesetzt:

Grundsteuer A 363 v.H.
Grundsteuer B 411 v.H.
Gewerbesteuer 350 v.H.

§   6

Im Sinne des § 103 Abs. 2 sowie Abs. 3 Kommunalverfassungsgesetz besteht zur Bestim-
mung der Erheblichkeitsgrenze folgender Regelungsbedarf: 

	 -	� Ein Fehlbetrag ist erheblich, wenn sich unter Ausnutzung aller Sparmaßnahmen ein 
Fehlbetrag im Rechnungsergebnis in Höhe von 5 v.H. der Gesamtaufwendungen ab-
zeichnet.

	 -	� Die Aufwendungen oder Auszahlungen sind erheblich, wenn sie im Einzelfall 1,5 v.H. 
der Gesamtaufwendungen / Gesamtauszahlungen des Ergebnis-/ Finanzplanes des 
laufenden Haushaltsjahres übersteigen.

	 -	�� Auszahlungen für bisher nicht veranschlagte Investitionen und Investitionsfördermaß-
nahmen sind als erheblich zu betrachten, soweit deren ungedeckte Gesamtauszahlun-
gen mehr als 100.000 EUR betragen.

	 -	� Aufwendungen und Auszahlungen gelten als nicht erheblich, wenn sie aufgrund ge-
setzlicher, tariflicher bzw. unabweisbarer Verpflichtungen zu leisten sind. 

      
Arendsee (Altmark), 25.04.2024

gez. Klebe 
Bürgermeister                                             

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2024

Die vorstehende Haushaltssatzung sowie der Beteiligungsbericht für das Haushaltsjahr 2024 
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Eine Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. Nach § 146 Abs.2 
des Kommunalverfassungsgesetzes hat die Kommunalaufsichtsbehörde den Beschluss über 
die Haushaltssatzung nicht beanstandet. Die Verfügung hierzu ist mit einer Anordnung ver-
bunden.

Der Haushaltsplan mit seinen Anlagen sowie der Beteiligungsbericht liegen nach § 102 Abs.2, 
Satz 1 des Kommunalverfassungsgesetzes  vom 21.05.2024 bis 31.05.2024 im Rathaus der 
Stadt Arendsee (Altmark), Am Markt 3, 39619 Arendsee (Altmark), Zimmer 16, während der 
Dienststunden zur Einsichtnahme öffentlich aus. 
Es wird darauf hingewiesen, dass zur Einsichtnahme eine telefonische Terminvereinbarung 
unter der Rufnummer 039384-97617 erforderlich ist. 

Arendsee (Altmark), 25.04.2024

gez. Klebe
Bürgermeister 

Stadt Arendsee (Altmark)

Öffentliche Bekanntmachung 
der Veröffentlichung im Internet nach § 3 Abs. 2 BauGB

Der Stadtrat der Stadt Arendsee (Altmark) hat am 19.03.2024 in öffentlicher Sitzung den Ent-
wurf des vorzeitigen vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 04/21 „Solarpark Schernikau“ 
mit dem vorzeitigen Vorhaben- und Erschließungsplan gebilligt und beschlossen, diesen nach 
§ 3 Abs. 2 BauGB im Internet zu veröffentlichen.

Der Planbereich wird begrenzt
	 •	 im Norden: durch landwirtschafltiche Flächen
	 •	 im Osten: durch den Flötgraben
	 •	 im Süden: landwirtschaftlicher Weg zwischen den Ortsteilen Schernikau und Sanne
	 •	 im Westen: landwirtschaftlicher Weg zwischen den Ortsteilen Schernikau und Sanne

Im Einzelnen gilt der Lageplan vom Februar 2024. Der Planbereich ist im folgenden Karten-
ausschnitt dargestellt:
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Der Entwurf des vorzeitigen vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird mit dem Vorha-
ben- und Erschließungsplan, Begründung, Umweltbericht sowie den Fachgutachten orni-
thologische Untersuchung, Blendwirkung im Internet auf der Homepage der Stadt Arendsee 
(Altmark) unter der Internetadresse: https://arendsee.info/stadt-arendsee/gemeinde/bekannt-
machungen während der Dauer der nachfolgenden Frist

von 27.05.24 bis einschließlich 30.06.24 

veröffentlicht. Der Zeitraum der Veröffentlichung wird etwas verlängert, da es sich hierbei 
um eine Agri-PV-Anlage handelt, die in der Bundesrepublik Deutschland noch nicht weit 
verbreitet ist. Innerhalb dieser Veröffentlichungsfrist werden die oben genannten Unterlagen 
zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet im Rathaus der Stadt Arendsee (Altmark), Am 
Markt 3, Zimmer 5 während folgender Zeiten:

	 montags:	 7:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 16:00 Uhr
	 dienstags: 	 7:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
	 mittwochs: 	 7:30 Uhr bis 12:00 Uhr
	 donnerstags: 	7:30 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr
	 freitags: 	 7:30 Uhr bis 12:00 Uhr

öffentlich ausgelegt.

Bestandteil der ausgelegten Unterlagen sind auch die bereits vorliegenden wesentlichen um-
weltbezogenen Stellungnahmen: 
	 •	Natur- und Landschaftschutz
		�  Keine Verschlechterung der lokalen Feldlerchenpopulation, Monitoring nach Errich-

tung 	des Vorhabens, Anpassung des Bewertungsmodells Sachsen Anhalt an spezifi-
sche 	Anforderungen von PV-Anlagen.

	 •	Wasserwirtschaft, Gewässerschutz, Hochwasserschutz, Gewässerunterhaltung:
		�  Ausreichender Abstand baulicher Anlagen zum Rademiner Fleetgraben, Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen.
	 •	Abfallentsorgung - Bodenschutz
	�	�  Hinweise zur randlich vorhandenen rekultivierten Deponiefläche der Altdeponie 

Schernikau I (Reg-Nr.: 15081030400125). 
	 •	� Vorgaben zu gefährlichen und nicht gefährlichen Stoffen und Gegenständen bei der 

Errichtung beim Rückbau der Anlage sowie Nachweis- und Anzeigepflichten für ge-
fährliche Abfälle gemäß Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG Abfall). 

	 •	� Beachtung der Verordnung über die Bewirtschaftung von gewerblichen Siedlungsab-
fällen und von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen (GewAbfV) bei Rückbau der 
Anlage.

	 •	Erhaltung des Mutterbodens gemäß § 202 BauGB und § 12 BBodSchV.
	 •	 Immissionsschutz (Verkehr)
	 •	Blendwirkungen an der K1006 sind auszuschließen (Blendgutachten)  
	 •	Landwirtschaft, Flurneuordnung 
		�  Aufrechterhaltung der landwirtschaftlichen Produktion (da hier Agri-Photovoltaikan-

lage) gemäß DIN SPEC 91434.

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar

Schutzgut Quelle Arten umweltbezogener 
Informationen

besonderer 
Artenschutz

• �landschaftspflegerischer Fachbeitrag 
sowie Artenschutzprüfung auf Stufe 2

• �ornithologische Untersuchung  
Naturschutzgutachten Merops

• �Informationen zu Tieren 
und der biologischen 
Vielfalt

Pflanzen und 
biologische 
Vielfalt

• �Planauszug Stadt Arendsee zum  
vorzeitigen vorh.-bezogenen B-Plan 
sowie Vorhaben- u. Erschließungsplan 
Nr. 4/21 der Stadt Arendsee

• �Landschaftsrahmenplan Altmarkkreis 
Salzwedel zum vorzeitigen  
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Umweltbericht Planungsbüro  
Schumacher GmbH zum vorzeiten 
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Sachsen-Anhalt Viewer zum  
vorzeitigen vorh.-bezogenen B-Plan

• �Informationen zu  
Pflanzen und der  
biologischen Vielfalt

Fläche • �Landschaftsrahmenplan Altmarkkreis 
Salzwedel zum vorzeitigen  
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Umweltbericht, Planungsbüro  
Schumacher GmbH zum vorzeitigen 
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Stellungnahme ALFF zum vorzeitigen 
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Informationen zu den 
vorhandenen und geplanten 
Flächennutzungen sowie 
zum Flächenverbrauch

• �Informationen Einhaltung 
DIN SPEC, landwirtschaft-
liches Nutzungskonzept

Boden • �Landschaftsrahmenplan Altmarkkreis 
Salzwedel zum vorzeitigen  
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Umweltbericht Planungsbüro  
Schumacher GmbH zum vorzeitigen 
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Veränderung über den 
allgemeinen Eintrag von 
Luftschadstoffen, dem 
Bodenabtrag durch Luft

Wasser • �Umweltbericht Planungsbüro  
Schumacher GmbH zum vorzeitigen 
vorh.-bezogenen B-Plan

•´�Wasserhaushaltsgesetz WHG sowie 
die Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (AwSV) zum vorzeitigen 
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Informationen genauer 
Abstände zum östlich 
angrenzenden Gewässer 
II. Ordnung (Rademiner 
Fleetgraben)

• �Informationen zum  
Mindestabstand der  
baulichen Anlagen

• �Informationen zum  
Umgang mit wasser- 
gefährdenden Stoffen

• �Informationen Versickerung 
Regenwassers

Klima und 
Luft

• �Umweltbericht Planungsbüro  
Schumacher GmbH zum vorzeitigen 
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Landschaftsrahmenplan Altmarkkreis 
Salzwedel zum vorzeitigen  
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Informationen zur  
Klimawirksamkeit

• �Veränderung klimatischen 
Verhältnisse

Wirkungs-
gefüge 
der vorab 
behandelten 
Schutzgüter

• �Umweltbericht zum vorzeitigen  
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Landschaftsrahmenplan Altmarkkreis 
Salzwedel zum vorzeitigen  
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Ornithologische Untersuchung, 
Naturschutzgutachten Merops zum 
vorzeitigen vorh.-bezogenen B-Plan

• �Informationen Verbes-
serung ökologischen 
Zustands, insbesondere  
Bereich Schutzgüter  
Pflanzen u. biologische 
Vielfalt

Landschafts- 
und Ortsbild, 
Erholung

• �Landschaftsrahmenplan Altmarkkreis 
Salzwedel zum vorzeitigen  
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Umweltbericht Planungsbüro  
Schumacher GmbH zum vorzeitigen 
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Erfassung der landschafts-
visuellen Gegebenheiten 
und Auswirkungen  
des Vorhabens auf den 
relevanten Teilraum

Auswirkun-
gen auf den 
Menschen  
u. seine 
Gesundheit 
sowie die 
Bevölkerung

• �Umweltbericht Planungsbüro  
Schumacher GmbH zum vorzeitigen 
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Landschaftsrahmenplan Altmarkkreis 
Salzwedel zum vorzeitigen  
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Informationen zur  
landwirtschaftlichen 
Nutzung – Lebensmittel-
produktion

Auswir-
kungen auf 
Kulturgüter 
u. sonstige 
Sachgüter

• �Landschaftsrahmenplan Altmarkkreis 
Salzwedel zum vorzeitigen vorh.-bezo-
genen B-Plan

• �Stellungnahme Landesamt f. Denk-
malpflege u. Archäologie LSA zum 
vorzeitigen vorh.-bezogenen B-Plan

• �Umweltbericht Planungsbüro Schuma-
cher GmbH zum vorzeitigen vorh.-be-
zogenen B-Plan

• �Informationen  
archäologischer  
Kulturdenkmale

Vermeidung 
Emissionen, 
Nutzung 
erneuerbare 
Energien, 
sachgerechter 
Umgang mit 
Abfällen u. 
Abwässern

• �Umweltbericht Planungsbüro  
Schumacher GmbH zum vorzeitigen 
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Fachgutachten zur Bewertung  
Blendwirkung durch Reflexion  
an PV-Modulen – Gutachter  
Dipl.-Ing. Haselhuhn zum  
vorzeitigen vorh.-bezogenen B-Plan

• �Doppelfunktion der Fläche: 
Gewinnung von Nahrungs-
mitteln als auch Gewinnung 
von erneuerbaren Energien

Wechsel- 
wirkungen

• �Umweltbericht Planungsbüro  
Schumacher GmbH zum vorzeitigen 
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Informationen zu den 
Wechselwirkungen der 
einzelnen Schutzgüter 
untereinander und die  
Auswirkungen des  
Vorhabens untereinander

Summations-
wirkungen 
mit anderen 
Vorhaben u. 
Projekten

• �Auskunft Stadt Arendsee zum  
vorzeitigen vorh.-bezogenen B-Plan

• �Umweltbericht zum vorzeitigen  
vorh.-bezogenen B-Plan

• �Informationen, dass  
keine kummulierenden 
Wirkungen mit anderen 
Planungen gegeben sind
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Während der Dauer der Veröffentlichungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. Die 
Stellungnahmen sollen elektronisch an die E-Mail-Adresse: info@stadt-arendsee.de oder an 
das Planungsbüro Schumacher GmbH, Herrn Neuhaus: cornel.neuhaus@pbs-schumacher.de  
übermittelt werden. 
Bei Bedarf können Stellungnahmen aber auch schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei 
der Stadt Arendsee (Altmark) abgegeben werden.
Da das Ergebnis der Behandlung der Stellungnahmen mitgeteilt wird, ist die Angabe der 
Anschrift des Verfassers zweckmäßig.
Stellungnahmen zum vorzeitigen vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 4/21 „Solarpark 
Schernikau“ sind während der Veröffentlichungsfrist abzugeben. Nicht fristgerecht abgege-
bene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben.
Das Ergebnis der Prüfung der eingegangenen Stellungnahmen kann während der oben an-
gegebenen Dienstzeiten im Rathaus der Stadt Arendsee (Altmark), Am Markt 3, Zimmer 
5 sowie unter https://arendsee.info/stadt-arendsee/gemeinde/bekanntmachungen/ eingesehen 
werden. 

Die amtliche Bekanntmachung sowie die Planunterlagen können zusätzlich im Internet unter 
https://arendsee.info/stadt-arendsee/gemeinde/bekanntmachungen/ und im zentralen Inter-
netportal des Landes Sachsen-Anhalt https://www.geodatenportal.sachsen-anhalt.de/ma-
papps/resources/apps/viewer_v40/index.html?lang=de >linksseitig Kartenauswahl >Reiter 
Planen und Bauen >kommunale Bauleitplanung > Arendsee (Altmark) auswählen >rechtssei-
tig Bekanntmachungen anzeigen< eingesehen werden.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage des § 3 BauGB in Ver-
bindung mit Art. 6 Abs. 1 e DSGVO und dem Datenschutzgesetz LSA. 
Wenn das Ergebnis der Behandlung der Stellungnahmen mitgeteilt werden soll, ist die Anga-
be der Anschrift des Verfassers erforderlich. Sofern Sie ihre Stellungnahme ohne Absender-
angabe abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. 
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt: Informationspflichten bei der Er-
hebung von Daten im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach BauGB (Art. 13 DSGVO), 
welches mit ausliegt.

Arendsee (Altmark), 02.05.2024			  Stadt Arendsee (Altmark)
                                                             	 Der Bürgermeister
		  gez. Klebe

Stadt Kalbe (Milde)

Satzung
über das Erheben von Kostenbeiträgen für die Betreuung von Kindern  

in Tageseinrichtungen und Tagespflegestellen im Gebiet der  
Einheitsgemeinde Stadt Kalbe (Milde)

(Kostenbeitragssatzung) 

Auf der Grundlage des § 13 des Gesetzes zur Förderung und Betreuung von Kindern in Tages-
einrichtungen und in Tagespflege des Landes Sachsen-Anhalt (KiFöG LSA) vom 05.03.2003 
in der Fassung vom 14.12.2023 (GVBl. LSA S. 680), des § 1 Abs. 2 ff. des Kommunalabga-
bengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KAG LSA) vom 13.12.1996 in der Fassung vom 
17.12.2014 (GVBl. LSA S. 522) und der §§ 5, 8 (1) und 11 des Kommunalverfassungsgeset-
zes für das Land Sachsen-Anhalt (KVG-LSA) vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), hat der 
Stadtrat der Stadt Kalbe (Milde) in seiner Sitzung am 04.April 2024 nachfolgende Kosten-
beitragssatzung beschlossen:

§ 1
Allgemeines

Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung und Betreuung in Tageseinrichtun-
gen und Tagespflegestellen von Kindern im Gebiet der Einheitsgemeinde Stadt Kalbe (Milde) 
werden von der Stadt Kalbe (Milde) Kostenbeiträge nach Maßgabe dieser Satzung erhoben.

§ 2
Kostenbeitragstatbestand

(1) �Die Kostenbeiträge sind nach der Anzahl der vereinbarten Betreuungsstunden zu staffeln. 
Die Personensorgeberechtigten schließen einen entsprechenden Betreuungsvertrag für ihr 
Kind ab. Anpassungen der Betreuungsstunden erfolgen grundsätzlich zum 01. eines Mo-
nats.

(2) �Für den Kostenbeitragstatbestand gelten Kinder von 0 – 3 Lebensjahren als zur Kin-
derkrippe gehörig, Kinder von 3 – 6 Lebensjahren bzw. bis zur Einschulung als zum Kin-
dergarten zugehörig und Kinder ab dem Zeitpunkt des Schuleintritts bis zur Versetzung in 
den 7. Schuljahrgang bzw. bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres als zum Hort gehörig.

(3) �Wechselt ein Kind innerhalb eines Monats altersbedingt von einem Kostenbeitragstatbe-
stand in den nächsten, gilt ab dem Folgemonat der Kostenbeitrag, in dessen Tatbestand 
gewechselt wurde.

(4)´�Die Kostenbeiträge nach Abs.1 beinhalten keine Kosten für die Verpflegung entsprechend 
§ 13 Abs.6 KiFöG LSA. Die Bereitstellung von Mahlzeiten erfolgt durch den Träger der 
Tageseinrichtung oder der Tagespflegestelle. Das Entgelt für die Verpflegung ist nach 
individueller Vertragsgestaltung des Essenanbieters zu entrichten.

(5) �Die Kostenbeiträge werden für die Bereitstellung eines Betreuungsplatzes in Tagesein-
richtungen und Tagespflegestellen unabhängig von der tatsächlichen Inanspruchnahme 
festgesetzt und erhoben.

§ 3
Schuldner

(1) �Die Kostenbeitragsschuldner sind die Personensorgeberechtigten des betreuten Kindes. 
Die Personensorgeberechtigten haften als Gesamtschuldner.

(2) �Entsprechend § 90 SGB VIII kann der örtliche Jugendhilfeträger die Kostenbeiträge  
ganz oder teilweise übernehmen, wenn diese für die Personensorgeberechtigten mit ge-
ringen Einkommen eine unbillige Härte darstellen. Dazu ist beim Jugendamt des Alt-
markkreises Salzwedel ein Antrag zu stellen. Die Kostenbeitragsschuld bleibt hiervon 
unberührt.

§ 4
Entstehung der Schuld für Kostenbeiträge, Fälligkeiten

(1) �Die Schuld für die Kostenbeiträge entsteht mit Beginn des jeweiligen Monats, in welchem 
die Betreuung des Kindes in der Tageseinrichtung oder Tagespflegestelle erfolgt und der 
im Betreuungsvertrag vereinbart wurde.

(2) �Die Schuld endet mit Ablauf des Monats, in welchem die Betreuung unter Einhaltung 
der Kündigungsfrist in der Einrichtung beendet wird. Die Schuld an den Kostenbeiträ-
gen wird durch vorübergehende Abwesenheit des Kindes (bei Krankheit, Kur, Schließzeit  
o. ä.) nicht unterbrochen. Sie endet durch fristgemäße oder fristlose Kündigung.

(3) �Die Kostenbeitragspflicht für eine befristete Betreuung von Gastkindern beginnt mit  
der Aufnahme des Kindes und endet mit Ablauf der vereinbarten Betreuungszeit. Der  
Beitrag wird für die Bereitstellung des Platzes in der Kindertageseinrichtung erhoben und 
ist unabhängig von Fehlzeiten bis zum Ablauf der vereinbarten Betreuungszeit zu ent-
richten.

(4) �Eine vorübergehende Schließung der Kindertageseinrichtung, sowie ein vorübergehendes 
Fernbleiben oder Ausscheiden ohne Abmeldung befreien nicht von der Kostenbeitrags-
pflicht.

(5) �Mit der Schuld an Kostenbeiträgen entsteht auf der Grundlage von Bescheiden die Zah-
lungsverpflichtung an Kostenbeiträgen. Diese werden bis zum 15. des laufenden Monats 
im bargeldlosen Zahlungsverkehr fällig. Die Kostenbeiträge unterliegen der Beitreibung 
im Verwaltungszwangsverfahren.

§ 5
Verbot der Überschreitung der vereinbarten Betreuungszeit

(1) �Die vereinbarte Betreuungszeit darf nicht überschritten werden.
(2) �Wird die vereinbarte Betreuungszeit regelmäßig überschritten, wird eine Erhöhung der 

Betreuungsstunden vorgenommen.
(3) �In Ausnahmefälle kann von der Erhöhung der Betreuungsstunden abgesehen werden. Die-

se Ausnahmen sind besondere Situationen mit nicht planbarer und vorhersehbarer Ver-
spätung (z.B. Unfall). Diese sind gegenüber dem örtlichen Träger glaubhaft zu machen.

§ 6
Tabelle der Kostenbeiträge

Die Beitragstabelle für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung und Betreuung 
von Kindern im Gebiet der Einheitsgemeinde Stadt Kalbe (Milde) ist Teil der Satzung.

§ 7
Billigkeitsmaßnahmen

(1) �Stellen die Kostenbeiträge bei Fälligkeit eine erhebliche Härte für die Schuldner dar, kön-
nen sie gestundet werden, wenn durch die Stundung der Anspruch nicht gefährdet scheint.

(2) �In begründeten Einzelfällen kann von der Erhebung des Kostbeitrages abgesehen werden:
	 Ein begründeter Einzelfall liegt vor, bei 
	 a. nachweislicher Kur- bzw. Rehabilitationsaufenthalt des Kindes
	 b. �nachweislicher langfristiger Erkrankung des Kindes über einen zusammenhängenden 

Zeitraum über 4 Wochen.

§ 7
In-Kraft-Treten

Die Satzung tritt zum 01.08.2024 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung vom 18.10.2016 und die 1. Änderungssatzung zur Kosten-
beitragssatzung für Kindertagesstätten der Einheitsgemeinde Stadt Kalbe (Milde) vom 
24.08.2017 außer Kraft.

Kalbe (Milde), den 04.April 2024

A. Pietsch
Bürgermeister

Anlage1

Beitragstabellen für die Inanspruchnahme von Angeboten der Förderung und Betreu-
ung von Kindern im Gebiet der Einheitsgemeinde Stadt Kalbe (Milde)

1. �	Kostenbeiträge § 13 KiFöG LSA § 90 SGB VIII
	 • für die Betreuung in Kinderkrippen (0- bis 3-Jährige)
	 • �für die Betreuung in Kindergärten (3- bis 6-Jährige bzw. bis zur Einschulung)
	 • �für die Betreuung in Horten (vom Schuleintritt bis zur Versetzung in den 7. Schuljahr-

gang laut § 3 (1) KiFöG LSA bzw. für Schulkinder bis zur Vollendung des 14. Lebens-
jahres im Rahmen freier verfügbarer Plätze in Tageseinrichtungen - § 3 (2) KiFöG LSA)

	 • �für Kinder, die nach dem Wunsch- und Wahlrecht in Kindertageseinrichtungen,  
Tagespflegestellen und Horten betreut werden
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1.1 Kostenbeiträge Kinderkrippe

monatlicher Kostenbeitrag in Euro ab 01.08.2024
täglich bis zu 4 h/ wöchentlich bis zu 20 h 110,00 €
täglich bis zu 5 h/ wöchentlich bis zu 25 h 130,00 €
täglich bis zu 6 h/ wöchentlich bis zu 30 h 150,00 €
täglich bis zu 7 h/ wöchentlich bis zu 35 h 170,00 €
täglich bis zu 8 h/ wöchentlich bis zu 40 h 190,00 €
täglich bis zu 9 h/ wöchentlich bis zu 45 h 210,00 €
täglich bis zu 10h/ wöchentlich bis zu 50 h 230,00 €

1.2 Kostenbeiträge Kindergarten

monatlicher Kostenbeitrag in Euro ab 01.08.2024
täglich bis zu 4 h/ wöchentlich bis zu 20 h 80,00 €
täglich bis zu 5 h/ wöchentlich bis zu 25 h 90,00 €
täglich bis zu 6 h/ wöchentlich bis zu 30 h 100,00 €
täglich bis zu 7 h/ wöchentlich bis zu 35 h 110,00 €
täglich bis zu 8 h/ wöchentlich bis zu 40 h 125,00 €
täglich bis zu 9 h/ wöchentlich bis zu 45 h 140,00 €
täglich bis zu 10h/ wöchentlich bis zu 50 h 160,00 €

1.3 Kostenbeiträge Hort

monatlicher Kostenbeitrag in Euro ab 01.08.2024
täglich bis zu 3 h/ wöchentlich bis zu 15 h 60,00 €
täglich bis zu 4 h/ wöchentlich bis zu 20 h 70,00 €
täglich bis zu 5 h/ wöchentlich bis zu 25 h 80,00 €
zusätzliche Hortbetreuung in den Ferien über die 
vereinbarten Betreuungsstunden hinaus

  1,20 € 
je Stunde

Frühhort 15,00 €

1.4 Sonderbetreuungszeit je weitere angefangene Betreuungsstunde

Bereich je Stunde
Krippe 25,00 €

Kindergarten 20,00 €
Hort 15,00 €

1.5 Gastkinderbetreuung

Bereich 4 Std 5 Std 6 Std 7 Std 8 Std 9 Std 10 Std
Krippe 11 € 13 € 15 € 17 € 19 € 21 € 23 €
Kindergarten 8 € 9 € 10 € 11 € 12 € 14 € 16 €

Bereich 3 Std 4 Std 5 Std
Hort 6 € 7 € 8 €

Hansestadt Gardelegen
Die Bürgermeisterin

Amtliche Bekanntmachung der Hansestadt Gardelegen

Aufstellungsbeschluss
und Beteiligung der Öffentlichkeit zum Vorentwurf 

gemäß § 3 Baugesetzbuch (BauGB)

10. Änderung des Flächennutzungsplans der Einheitsgemeinde 
Hansestadt Gardelegen in einem Teilbereich der Ortslage Solpke (SOL-05)

Der Stadtrat der Hansestadt Gardelegen hat in seiner öffentlichen Sitzung am 04.12.2023 die 
Aufstellung der 10. Änderung des Flächennutzungsplans der Einheitsgemeinde Hansestadt 
Gardelegen in einem Teilbereich der Ortslage Solpke (SOL-05) beschlossen und veranlasst, 
den Vorentwurf gemäß § 3 BauGB zu veröffentlichen, die Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange gemäß § 4 BauGB sowie die Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 
zum Vorentwurf zu beteiligen.
Ziel des Vorhabens ist die Ausweisung von Sondergebietsflächen mit der Zweckbestimmung 
von Photovoltaik zum Bau und Betrieb von Photovoltaikfreiflächenanlagen (PVFA).

Der Änderungsbereich ist den folgenden Kartenausschnitten zu entnehmen:

 BESTAND AUS DEM RECHTSWIRKSAMEN FNP	            PLANZEICHNUNG ZUR 10. ÄNDERUNG

Das Vorhaben liegt in der

Gemarkung: 	 Solpke
Flur:			   5 
Flurstücke:	� 42/11, 115, 119, 145, 129, 42/19, 42/9, 42/14, 42/10, 42/18, 44/29, 42/8, 143, 

131, 135, 42/21, 42/7, 44/27, 42/17, 117, 141, 151, 149, 121, 125, 147, 139, 
42/13, 42/15, 113, 44/31, 137, 44/37, 44/35, 42/16, 44/39, 127, 133, 123, 
44/19, 44/33

Flur:	 7
Flurstücke:	� 230/3, 532, 525, 227/6, 6/1, 228/6, 690/6, 257, 228, 528, 244, 689/6, 239, 

229/6, 530, 225/6, 728/6, 524 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 49 ha. Das zur Nutzung vorgesehene Ge-
biet grenzt nördlich an die Bundesstraße B 188 an. Östlich befindet sich die Ortschaft Solpke. 
Im Süden, des Plangebiets, verläuft die Haupteisenbahnstrecke Hannover-Berlin und östlich 
grenzt eine Waldfläche an. 

Im Flächennutzungsplan der Einheitsgemeinde Hansestadt Gardelegen in einem Teilbereich 
der Ortslage Solpke ist die Vorhabensfläche gegenwärtig als Fläche für die Landwirtschaft 
ausgewiesen. Die Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt im Parallelverfahren, gemäß § 
8 Abs. 3 S. 1 BauGB mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „PVFA 
Solpke West“. 

Der Vorentwurf zum Vorhaben liegt gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Zeitraum vom

21.05.2024 bis 28.06.2024

zu den während der Veröffentlichungsfrist geltenden Öffnungszeiten in der Stadtverwaltung 
der Hansestadt Gardelegen, Rudolf-Breitscheid-Straße 3, Haus II, Bauamt, Zimmer 116 öf-
fentlich aus. 

Reguläre Öffnungszeiten:
Montag	 09:00-12:00 Uhr
Dienstag	 09:00-12:00 Uhr und 13:00-18:00 Uhr
Mittwoch	 geschlossen
Donnerstag	 09:00-12:00 Uhr und 13:00-16:00 Uhr
Freitag	 09:00-12:00 Uhr

Zusätzlich können Termine auch außerhalb der Sprechzeiten vereinbart werden (03907/716-
186).

Der Vorentwurf kann ebenfalls auf der Internetseite der Hansestadt Gardelegen unter der 
Rubrik „Wirtschaft & Stadtentwicklung“ > „Bauordnung & Bauleitplanung“ > „Laufende 
Bauleitplanung“ eingesehen werden:

https://www.gardelegen.de/Wirtschaft-Stadtentwicklung/Stadtentwicklung/Bauord-
nung-Bauleitplanung/ 

Während der Veröffentlichung können von jedermann Bedenken, Anregungen und Hinweise 
zum Vorentwurf beim Bauamt der Hansestadt Gardelegen vorgebracht werden, zuvorderst 
per E-Mail unter bauleitplanung@gardelegen.de, sowie auch über das Beteiligungsportal des 
Landes Sachsen-Anhalt unter folgendem Link: 
https://beteiligung.sachsen-anhalt.de/portal/gardelegen/beteiligung/themen/1000122  

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 4a Abs. 5 BauGB Stellungnahmen, die im Verfahren 
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht oder nicht fristgerecht abgegeben wor-
den sind, bei der Beschlussfassung unberücksichtigt bleiben können.

Datenschutzinformation:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) i. v. m. § 3 BauGB und dem DSG LSA. 
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung auf der Homepage der 
Hansestadt Gardelegen.

Mandy Schumacher				  
Bürgermeisterin                         � Hansestadt Gardelegen, den 19.05.2024
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Hansestadt Gardelegen
Die Bürgermeisterin

Amtliche Bekanntmachung der Hansestadt Gardelegen

Aufstellungsbeschluss
und Beteiligung der Öffentlichkeit zum Vorentwurf  

gemäß § 3 Baugesetzbuch (BauGB)

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „PVFA Solpke West“  
im OT Solpke (SOL-05)

Der Stadtrat der Hansestadt Gardelegen hat in seiner öffentlichen Sitzung am 04.12.2023 die 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „PVFA Solpke West“ im OT Solpke 
(SOL-05) beschlossen und veranlasst, den Vorentwurf gemäß § 3 BauGB zu veröffentlichen, 
die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 BauGB sowie die Nach-
bargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB zum Vorentwurf zu beteiligen.
Ziel des Vorhabens sind die Errichtung und der Betrieb einer Photovoltaikfreiflächenanlage 
(PVFA). Das vorgesehene Plangebiet wird gegenwärtig landwirtschaftlich genutzt. Aufgrund 
der Entfernung zum Schienenverkehr (bis zu 500 m) handelt es sich um eine sogenannte 
Gunstfläche, die nach EEG 2023 förderfähig ist, sowie um ein benachteiligtes Gebiet gemäß 
der Freiflächenanlagenverordnung (FFAVO).

Der Geltungsbereich ist den folgenden Kartenausschnitten zu entnehmen:

Das Vorhaben liegt in der

Gemarkung: 	 Solpke
Flur:	 5 
Flurstücke:	� 42/11, 115, 119, 145, 129, 42/19, 42/9, 42/14, 42/10, 42/18, 44/29, 42/8, 143, 

131, 135, 42/21, 42/7, 44/27, 42/17, 117, 141, 151, 149, 121, 125, 147, 139, 
42/13, 42/15, 113, 44/31, 137, 44/37, 44/35, 42/16, 44/39, 127, 133, 123, 
44/19, 44/33

Flur:	 7
Flurstücke:	� 230/3, 532, 525, 227/6, 6/1, 228/6, 690/6, 257, 228, 528, 244, 689/6, 239, 

229/6, 530, 225/6, 728/6, 524 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 49 ha. Das zur Nutzung vorgesehene Ge-
biet grenzt nördlich an die Bundesstraße B 188 an. Östlich befindet sich die Ortschaft Solpke. 
Im Süden, des Plangebiets, verläuft die Haupteisenbahnstrecke Hannover-Berlin und östlich 
grenzt eine Waldfläche an. 

Im Flächennutzungsplan der Einheitsgemeinde Hansestadt Gardelegen in einem Teilbereich 
der Ortslage Solpke ist die Vorhabensfläche gegenwärtig als Fläche für die Landwirtschaft
ausgewiesen. Die Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt im Parallelverfahren gemäß § 
8 Abs. 3 S. 1 BauGB.

Der Vorentwurf zum Vorhaben liegt gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Zeitraum vom

21.05.2024 bis 28.06.2024

zu den während der Veröffentlichungsfrist geltenden Öffnungszeiten in der Stadtverwaltung 
der Hansestadt Gardelegen, Rudolf-Breitscheid-Straße 3, Haus II, Bauamt, Zimmer 116 öf-
fentlich aus. 

Reguläre Öffnungszeiten:
Montag	 09:00-12:00 Uhr
Dienstag	 09:00-12:00 Uhr und 13:00-18:00 Uhr
Mittwoch	 geschlossen
Donnerstag	 09:00-12:00 Uhr und 13:00-16:00 Uhr
Freitag	 09:00-12:00 Uhr

Zusätzlich können Termine auch außerhalb der Sprechzeiten vereinbart werden (03907/716-
186).

Der Vorentwurf kann ebenfalls auf der Internetseite der Hansestadt Gardelegen unter der 
Rubrik „Wirtschaft & Stadtentwicklung“ > „Bauordnung & Bauleitplanung“ > „Laufende 
Bauleitplanung“ eingesehen werden:

https://www.gardelegen.de/Wirtschaft-Stadtentwicklung/Stadtentwicklung/Bauord-
nung-Bauleitplanung/ 

Während der Veröffentlichung können von jedermann Bedenken, Anregungen und Hinweise 
zum Vorentwurf beim Bauamt der Hansestadt Gardelegen vorgebracht werden, zuvorderst 
per E-Mail unter bauleitplanung@gardelegen.de, sowie auch über das Beteiligungsportal des 
Landes Sachsen-Anhalt unter folgendem Link:

https://beteiligung.sachsen-anhalt.de/portal/gardelegen/beteiligung/themen/1000123

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 4a Abs. 5 BauGB Stellungnahmen, die im Verfahren 
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht oder nicht fristgerecht abgegeben wor-
den sind, bei der Beschlussfassung unberücksichtigt bleiben können.

Datenschutzinformation:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) i. v. m. § 3 BauGB und dem DSG LSA. 
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung auf der Homepage der 
Hansestadt Gardelegen.

Mandy Schumacher				  
Bürgermeisterin                         � Hansestadt Gardelegen, den 19.05.2024

Hansestadt Gardelegen
Die Bürgermeisterin

Amtliche Bekanntmachung –
öffentliche Auslegung des Entwurfs des vorhabenbezogenen  

Bebauungsplans „Biogasanlage Trüstedt“

Der Stadtrat der Hansestadt Gardelegen hat in seiner öffentlichen Sitzung am 22.04.2024 den 
Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Biogasanlage Trüstedt“ in der Fassung 
vom März 2024 gebilligt und beschlossen, diesen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszu-
legen. Der Geltungsbereich ist den folgenden Kartenausschnitten zu entnehmen: 

Der Entwurf zum Vorhaben liegt gemäß § 3 Abs. 2 BauGB im Zeitraum vom

21.05.2024 bis zum 28.06.2024

im Bauamt der Hansestadt Gardelegen, Rudolf- Breitscheid-Straße 3, Zimmer 116. Zusätzlich 
können auch außerhalb der Sprechzeiten Termine vereinbart werden (Tel. 03907 – 716 175). 

Der Entwurf, sowie die oben genannten Unterlagen können ebenfalls auf der Internetseite der 
Hansestadt Gardelegen unter der Rubrik „Wirtschaft & Stadtentwicklung“ > „Bauordnung & 
Bauleitplanung“ > „Laufende Bauleitplanung“:
https://www.gardelegen.de/Wirtschaft-Stadtentwicklung/Stadtentwicklung/Bauord-
nung-Bauleitplanung/ eingesehen werden.

Folgende Dokumente können während des Auslegungszeitraums eingesehen werden:
- Planzeichnung (Stand: März 2024) 
- Begründung (Stand: März 2024)
- Umweltbericht (Stand: März 2024) 
- Havarieraumberechnung (Stand: März 2022)
- �Anlagen mit umweltrelevanten Informationen, sowie bereits vorliegende umweltrelevan-

te Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB

Während der Auslegungsfrist können von jedermann Bedenken, Anregungen und Hinwei-
se zum Entwurf beim Bauamt der Hansestadt Gardelegen vorgebracht werden, zuvorderst 
per E-Mail unter bauleitplanung@gardelegen.de, sowie auch über das Beteiligungsportal des 
Landes Sachsen-Anhalt unter folgendem Link: 
https://beteiligung.sachsen-anhalt.de/portal/gardelegen/beteiligung/themen/1000120

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar und können während der 
Auslegungszeit eingesehen werden: 
Schutzgut Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung

- �Die bestehende Biogasanlage befindet sich etwa 100 m östlich entfernt zur nächstgelege-
nen betriebsfremden Wohnnutzung der Ortslage Trüstedt.

- �Mit der planungsrechtlichen Sicherung des gewerblichen Betriebes werden keine wesent-
lichen Änderungen an der Quantität oder Qualität der Emissionen bewirkt.

hierzu liegen aus: �Umweltbericht zum Schutzgut Mensch; Stellungnahme  
Landesverwaltungsamt, Referat Immissionsschutz

Schutzgut Fläche und Boden
- �58% der Fläche sind bereits versiegelt und weisen daher keine Bodenfunktionen aus.
- Bauliche Veränderungen oder Neuversiegelungen werden nicht erforderlich.
- �Verbliebene unversiegelte Böden sind durch zurückliegende Bautätigkeiten mit einge-

schränkten Bodenfunktionen ausgestattet.
- �Das Vorhabengebiet wurde als sanierte Altlastenverdachtsfläche unter der Reg.-Nr.: 

150811350007054 erfasst.
hierzu liegen aus: �Umweltbericht zum Schutzgut Boden, Schutzgut Fläche; Stellungnahme 

Altmarkkreis Salzwedel, Bodenschutz und Altlasten
Schutzgut Wasser

- Im Planungsraum befinden sich keine Oberflächengewässer oder Gewässer II. Ordnung.
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- �Die Überdeckung des Grundwasserleiters ist mit einem Grundwasserflurabstand von 
mehr als 5 m als hoch zu bewerten.

- �Der geplante Geltungsbereich des vorhabenbez. B-Plans „Biogasanlage im OT Trüstedt“ 
liegt außerhalb des zurzeit festgesetzten Überschwemmungsgebiets der Milde.

hierzu liegen aus: �Begründung zum Punkt 5.4 Gewässer und Umweltbericht zum Schutzgut 	
Wasser; Stellungnahme Landesbetrieb für Hochwasserschutz und 			
Wasserwirtschaft; Stellungnahme Altmarkkreis Salzwedel,			
Wasserwirtschaft

Schutzgut Klima und Luft
- Das Klima der Region ist warm und gemäßigt.
- �Die Jahresdurchschnittstemperatur liegt bei 8,5 °C und die jährliche Niederschlags-

menge bei 541 mm.
hierzu liegen aus: Umweltbericht zum Schutzgut Klima und Luft
Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt

- �Das vollständig eingezäunte und eingewallte Betriebsgelände selbst ist als Industrie-, 
Gewerbefläche mit hohem Vorversiegelungsgrad anzusprechen. Auch auf den unbefes-
tigten Flächen lässt sich die Bedeutung als Lebensraum vorliegend nicht ableiten, daher 
wurde auf eine Erfassung faunistischer Arten verzichtet. Der Planungsraum besitzt keine 
besondere Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz.

hierzu liegen aus: Umweltbericht zum Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt
Schutzgut Landschaftsbild

- �Vorliegend sind keine unzerschnittenen, störungsarmen und hochwertigen Landschafts-
bildräume von der Planung betroffen. Der Planungsraum grenzt direkt an einen landwirt-
schaftliches Betriebsgelände.

hierzu liegen aus: Umweltbericht zum Schutzgut Landschaftsbild
Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter

- Im Geltungsbereich befinden sich keine Bodendenkmale und auch keine Baudenkmale.
hierzu liegen aus: �Umweltbericht zum Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter, 

Begründung zum Denkmalschutz, Stellungnahme Landesamt für Denk-
malpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt

Schutzgut Schutzgebiete und Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung
- �Innerhalb der Vorhabenfläche befinden sich keine Schutzgebiete nationaler bzw. gemein-

schaftlicher Bedeutung.
- �Nächstgelegene europäische Schutzgebiete befinden sich rund 3,5 km südwestlich außer-

halb des Wirkbereiches der bestehenden Biogasanlage.
hierzu liegen aus: �Umweltbericht zum Schutzgut Schutzgebiete und Gebiete  

von gemeinschaftlicher Bedeutung 
Stellungnahme Altmarkkreis Salzwedel, Natur- und Landschaftspflege

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 4a Abs. 5 BauGB Stellungnahmen, die im Verfahren 
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht oder nicht fristgerecht abgegeben worden 
sind, bei der Beschlussfassung unberücksichtigt bleiben können.

Datenschutzinformation:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) i. v. m. § 3 BauGB und dem DSG LSA. 
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung auf der Homepage der 
Hansestadt Gardelegen.

Mandy Schumacher				  
Bürgermeisterin                         � Hansestadt Gardelegen, den 19.05.2024

Hansestadt Gardelegen
Die Bürgermeisterin

Amtliche Bekanntmachung –
öffentliche Auslegung des Entwurfs der 5. Änderung des  

Flächennutzungsplans der Einheitsgemeinde Hansestadt Gardelegen  
in einem Teilbereich des OT Trüstedt „Biogasanlage Trüstedt“

Der Stadtrat der Hansestadt Gardelegen hat in seiner öffentlichen Sitzung am 22.04.2024 den 
Entwurf der 5. Änderung des Flächennutzungsplans der Hansestadt Gardelegen in der Fas-
sung vom März 2024 gebilligt und beschlossen, diesen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
auszulegen. Der Geltungsbereich ist den folgenden Kartenausschnitten zu entnehmen: 

Der Entwurf zum Vorhaben liegt gemäß § 3 Abs. 2 BauGB im Zeitraum vom
				  

21.05.2024 bis zum 28.06.2024

im Bauamt der Hansestadt Gardelegen, Rudolf- Breitscheid-Straße 3, Zimmer 116. Zusätzlich 
können auch außerhalb der Sprechzeiten Termine vereinbart werden (Tel. 03907 – 716 175). 

Der Entwurf, sowie die oben genannten Unterlagen können ebenfalls auf der Internetseite der 
Hansestadt Gardelegen unter der Rubrik „Wirtschaft & Stadtentwicklung“ > „Bauordnung & 
Bauleitplanung“ > „Laufende Bauleitplanung“:
https://www.gardelegen.de/Wirtschaft-Stadtentwicklung/Stadtentwicklung/Bauord-
nung-Bauleitplanung/ eingesehen werden.

Folgende Dokumente können während des Auslegungszeitraums eingesehen werden:
- Planzeichnung (Stand: März 2024) 
- Begründung (Stand: März 2024)
- Umweltbericht (Stand: März 2024) 
- Havarieraumberechnung (Stand: März 2022)
- �Anlagen mit umweltrelevanten Informationen, sowie bereits vorliegende umweltrelevan-

te Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB

Während der Auslegungsfrist können von jedermann Bedenken, Anregungen und Hinwei-
se zum Entwurf beim Bauamt der Hansestadt Gardelegen vorgebracht werden, zuvorderst 
per E-Mail unter bauleitplanung@gardelegen.de, sowie auch über das Beteiligungsportal des 
Landes Sachsen-Anhalt unter folgendem Link: 
https://beteiligung.sachsen-anhalt.de/portal/gardelegen/beteiligung/themen/1000119

Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar und können während der 
Auslegungszeit eingesehen werden: 
Schutzgut Mensch und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung

- �Die bestehende Biogasanlage befindet sich etwa 100 m östlich entfernt zur nächstgelege-
nen betriebsfremden Wohnnutzung der Ortslage Trüstedt.

- �Mit der planungsrechtlichen Sicherung des gewerblichen Betriebes werden keine wesent-
lichen Änderungen an der Quantität oder Qualität der Emissionen bewirkt.

hierzu liegen aus: �Umweltbericht zum Schutzgut Mensch; Stellungnahme  
Landesverwaltungsamt, Referat Immissionsschutz

Schutzgut Fläche und Boden
- �58% der Fläche sind bereits versiegelt und weisen daher keine Bodenfunktionen aus.
- �Bauliche Veränderungen oder Neuversiegelungen werden nicht erforderlich.
- �Verbliebene unversiegelte Böden sind durch zurückliegende Bautätigkeiten mit einge-

schränkten Bodenfunktionen ausgestattet.
- �Das Vorhabengebiet wurde als sanierte Altlastenverdachtsfläche unter der Reg.-Nr.: 

150811350007054 erfasst.
hierzu liegen aus: �Umweltbericht zum Schutzgut Boden, Schutzgut Fläche; Stellungnahme 

Altmarkkreis Salzwedel, Bodenschutz und Altlasten
Schutzgut Wasser

- �Im Planungsraum befinden sich keine Oberflächengewässer oder Gewässer II. Ordnung.
- �Die Überdeckung des Grundwasserleiters ist mit einem Grundwasserflurabstand von 

mehr als 5 m als hoch zu bewerten.
- �Der geplante Geltungsbereich des vorhabenbez. B-Plans „Biogasanlage im OT Trüstedt“ 

liegt außerhalb des zurzeit festgesetzten Überschwemmungsgebiets der Milde.
hierzu liegen aus: �Begründung zum Punkt 5.4 Gewässer und Umweltbericht zum Schutzgut 	

Wasser; Stellungnahme Landesbetrieb für Hochwasserschutz und 			
Wasserwirtschaft; Stellungnahme Altmarkkreis Salzwedel,			
Wasserwirtschaft

Schutzgut Klima und Luft
- Das Klima der Region ist warm und gemäßigt.
- �Die Jahresdurchschnittstemperatur liegt bei 8,5 °C und die jährliche Niederschlagsmenge 

bei 541 mm.
hierzu liegen aus: Umweltbericht zum Schutzgut Klima und Luft
Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt

- �Das vollständig eingezäunte und eingewallte Betriebsgelände selbst ist als Industrie-, 
Gewerbefläche mit hohem Vorversiegelungsgrad anzusprechen. Auch auf den unbefes-
tigten Flächen lässt sich die Bedeutung als Lebensraum vorliegend nicht ableiten, daher 
wurde auf eine Erfassung faunistischer Arten verzichtet. Der Planungsraum besitzt keine 
besondere Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz.

hierzu liegen aus: Umweltbericht zum Schutzgut Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt
Schutzgut Landschaftsbild

- �Vorliegend sind keine unzerschnittenen, störungsarmen und hochwertigen Landschafts-
bildräume von der Planung betroffen. Der Planungsraum grenzt direkt an einen landwirt-
schaftliches Betriebsgelände.

hierzu liegen aus: Umweltbericht zum Schutzgut Landschaftsbild
Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter

- �Im Geltungsbereich befinden sich keine Bodendenkmale und auch keine Baudenkmale.
hierzu liegen aus: �Umweltbericht zum Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter, 

Begründung zum Denkmalschutz, Stellungnahme Landesamt für  
Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt

Schutzgut Schutzgebiete und Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung
- �Innerhalb der Vorhabenfläche befinden sich keine Schutzgebiete nationaler bzw. gemein-

schaftlicher Bedeutung.
- �Nächstgelegene europäische Schutzgebiete befinden sich rund 3,5 km südwestlich außer-

halb des Wirkbereiches der bestehenden Biogasanlage.
hierzu liegen aus: �Umweltbericht zum Schutzgut Schutzgebiete und Gebiete  

von gemeinschaftlicher Bedeutung 
Stellungnahme Altmarkkreis Salzwedel, Natur- und Landschaftspflege

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 4a Abs. 5 BauGB Stellungnahmen, die im Verfahren 
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht oder nicht fristgerecht abgegeben worden 
sind, bei der Beschlussfassung unberücksichtigt bleiben können.

Weiterhin wird gemäß § 3 Abs. 3 BauGB darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne 
des § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren 
nach § 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausge-
schlossen ist, die im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht 
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worden sind, aber hätte geltend gemacht werden können. 

Datenschutzinformation:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) i. v. m. § 3 BauGB und dem DSG LSA. 
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung auf der Homepage der 
Hansestadt Gardelegen.

Mandy Schumacher				  
Bürgermeisterin                         � Hansestadt Gardelegen, den 19.05.2024

Hansestadt Gardelegen
Die Bürgermeisterin

Amtliche Bekanntmachung der Hansestadt Gardelegen

Aufstellungsbeschluss
und Beteiligung der Öffentlichkeit zum Vorentwurf  

gemäß § 3 Baugesetzbuch (BauGB)

15. Änderung des Flächennutzungsplans der Einheitsgemeinde Hansestadt  
Gardelegen in einem Teilbereich im OT Letzlingen „Jävenitzer Straße“

Der Stadtrat der Hansestadt Gardelegen hat in seiner öffentlichen Sitzung am 22.04.2024 die 
Aufstellung der 15. Änderung des Flächennutzungsplans der Einheitsgemeinde Hansestadt 
Gardelegen „Jävenitzer Straße“ beschlossen und veranlasst, den Vorentwurf gemäß    § 3 
BauGB öffentlich auszulegen, die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ge-
mäß § 4 BauGB sowie die Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB zum Vorentwurf zu 
beteiligen.
Ziel des Vorhabens ist der Neubau eines Feuerwehrgerätehauses im Ortsteil Letzlingen, da 
das gegenwärtig genutzte Gerätehaus nicht mehr die gesetzlichen Anforderungen für eine 
weitere Nutzung erfüllt.   

Der Geltungsbereich ist den folgenden Kartenausschnitten zu entnehmen:

	

Das Vorhaben liegt in der

Gemarkung: 	 Letzlingen
Flur:	 9
Flurstück:	 135

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von 0,3 ha. Das Plangebiet liegt direkt an der 
Wohnbebauung des Ortsteils Letzlingen an der Bundesstraße B 71 am Ortsausgang Letz-
lingen, Jävenitzer Straße, in Richtung Gardelegen. Im Flächennutzungsplan der Einheitsge-
meinde Hansestadt Gardelegen ist das Areal gegenwärtig als Fläche für Wald ausgewiesen. 
Für die Umwandlung der Waldfläche in eine Fläche für Gemeinbedarf ist es erforderlich, die 
Änderung des Flächennutzungsplans herbeizuführen. 

Die Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt im Parallelverfahren mit der Aufstellung 
eines Bebauungsplans gemäß § 8 Abs. 3 BauGB.

Der Vorentwurf zum Vorhaben liegt gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Zeitraum vom

21.05.2024 bis zum 28.06.2024

zu den während der Auslegungsfrist geltenden Öffnungszeiten in der Stadtverwaltung der 
Hansestadt Gardelegen, Rudolf-Breitscheid-Straße 3, Haus II, Bauamt, Zimmer 116 öffent-
lich aus. 

Reguläre Öffnungszeiten:
Montag	 09:00-12:00 Uhr
Dienstag	 09:00-12:00 Uhr und 13:00-18:00 Uhr
Mittwoch	 geschlossen
Donnerstag	 09:00-12:00 Uhr und 13:00-16:00 Uhr
Freitag	 09:00-12:00 Uhr

Zusätzlich können Termine auch außerhalb der Sprechzeiten vereinbart werden (03907/716-
175).

Der Vorentwurf kann ebenfalls auf der Internetseite der Hansestadt Gardelegen unter der 
Rubrik „Wirtschaft & Stadtentwicklung“ > „Bauordnung & Bauleitplanung“ > „Laufende 
Bauleitplanung“:
https://www.gardelegen.de/Wirtschaft-Stadtentwicklung/Stadtentwicklung/Bauord-
nung-Bauleitplanung/ eingesehen werden. 

Während der Auslegungsfrist können von jedermann Bedenken, Anregungen und Hinweise 
zum Vorentwurf beim Bauamt der Hansestadt Gardelegen vorgebracht werden, zuvorderst 
per E-Mail unter bauleitplanung@gardelegen.de, sowie auch über das Beteiligungsportal des 
Landes Sachsen-Anhalt unter folgendem Link: 
https://beteiligung.sachsen-anhalt.de/portal/gardelegen/beteiligung/themen/1000114

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 4a Abs. 5 BauGB Stellungnahmen, die im Verfahren 
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht oder nicht fristgerecht abgegeben wor-
den sind, bei der Beschlussfassung unberücksichtigt bleiben können.

Datenschutzinformation:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) i. v. m. § 3 BauGB und dem DSG LSA. 
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung auf der Homepage der 
Hansestadt Gardelegen.

Mandy Schumacher				  
Bürgermeisterin                         � Hansestadt Gardelegen, den 19.05.2024

Hansestadt Gardelegen
Die Bürgermeisterin

Amtliche Bekanntmachung der Hansestadt Gardelegen

Aufstellungsbeschluss
und Beteiligung der Öffentlichkeit zum Vorentwurf  

gemäß § 3 Baugesetzbuch (BauGB)

Bebauungsplan „Feuerwehr Letzlingen“

Der Stadtrat der Hansestadt Gardelegen hat in seiner öffentlichen Sitzung am 22.04.2024 die 
Aufstellung des Bebauungsplans „Feuerwehr Letzlingen“ beschlossen und veranlasst, den 
Vorentwurf gemäß § 3 BauGB öffentlich auszulegen, die Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange gemäß § 4 BauGB sowie die Nachbargemeinden gemäß § 2 Abs. 2 BauGB 
zum Vorentwurf zu beteiligen.
Ziel des Vorhabens ist der Neubau eines Feuerwehrgerätehauses im Ortsteil Letzlingen, da 
das gegenwärtig genutzte Gerätehaus nicht mehr die gesetzlichen Anforderungen für eine 
weitere Nutzung erfüllt.   

Der Geltungsbereich ist den folgenden Kartenausschnitten zu entnehmen:

        

	

Das Vorhaben liegt in der

Gemarkung: 	 Letzlingen
Flur:	 9
Flurstück:	 135

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von 0,3 ha. Das Plangebiet liegt an der Bundes-stra-
ße B 71 am Ortsausgang Letzlingen, Jävenitzer Straße, in Richtung Gardelegen. Es schließt 
direkt an die Wohnbebauung an. Im Flächennutzungsplan der Einheitsgemeinde Hansestadt 
Gardelegen ist die Vorhabenfläche gegenwärtig als Fläche für Wald ausgewiesen. Die Ände-
rung des Flächennutzungsplanes erfolgt im Parallelverfahren zur Aufstellung des Bebauungs-
plans gemäß § 8 Abs. 3 BauGB.
Der Vorentwurf zum Vorhaben liegt gemäß § 3 Abs. 1 BauGB im Zeitraum vom

21.05.2024 bis zum 28.06.2024

zu den während der Auslegungsfrist geltenden Öffnungszeiten in der Stadtverwaltung der 
Hansestadt Gardelegen, Rudolf-Breitscheid-Straße 3, Haus II, Bauamt, Zimmer 116 öffent-
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lich aus. 
Reguläre Öffnungszeiten:
Montag	 09:00-12:00 Uhr
Dienstag	 09:00-12:00 Uhr und 13:00-18:00 Uhr
Mittwoch	 geschlossen
Donnerstag	 09:00-12:00 Uhr und 13:00-16:00 Uhr
Freitag	 09:00-12:00 Uhr

Zusätzlich können Termine auch außerhalb der Sprechzeiten vereinbart werden (03907/716-
175).

Der Vorentwurf kann ebenfalls auf der Internetseite der Hansestadt Gardelegen unter der 
Rubrik „Wirtschaft & Stadtentwicklung“ > „Bauordnung & Bauleitplanung“ > „Laufende 
Bauleitplanung“:
https://www.gardelegen.de/Wirtschaft-Stadtentwicklung/Stadtentwicklung/Bauord-
nung-Bauleitplanung/ eingesehen werden. 

Während der Auslegungsfrist können von jedermann Bedenken, Anregungen und Hinweise 
zum Vorentwurf beim Bauamt der Hansestadt Gardelegen vorgebracht werden, zuvorderst 
per E-Mail unter bauleitplanung@gardelegen.de, sowie auch über das Beteiligungsportal des 
Landes Sachsen-Anhalt unter folgendem Link: 
https://beteiligung.sachsen-anhalt.de/portal/gardelegen/beteiligung/themen/1000112

Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 4a Abs. 5 BauGB Stellungnahmen, die im Verfahren 
der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nicht oder nicht fristgerecht abgegeben wor-
den sind, bei der Beschlussfassung unberücksichtigt bleiben können.

Datenschutzinformation:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) i. v. m. § 3 BauGB und dem DSG LSA. 
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte der Datenschutzerklärung auf der Homepage der 
Hansestadt Gardelegen.

Mandy Schumacher				  
Bürgermeisterin                         � Hansestadt Gardelegen, den 19.05.2024
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